
EWR-Rechts, die in die Rechtsordnungen der EWR / EFTA-Staaten
umgesetzt wurden, sind der Direktwirkung fähig sind und haben gege-
benenfalls Vorrang vor konfligierendem nationalem Recht. Man mag
von Quasi-Direktwirkung und Quasi-Vorrang sprechen. Das folgt nicht
aus nationalem Recht, sondern aus EWR-Recht.38 Des weiteren sind die
nationalen Gerichte verpflichtet, innerstaatliche Vorschriften so weit wie
möglich im Einklang mit dem EWR-Recht auszulegen.39 Hingegen hat
der EFTA-Gerichtshof Direktwirkung und Vorrang im unionsrechtli-
chen Sinn für das EWR-Recht verworfen.40 Das Gericht der EU ist so-
gar einen Schritt weitergegangen und hat in Rs. T-115/94 Opel Austria
./. Rat der EU entschieden, dass Art. 10 EWRA Direktwirkung entfal-
tet.41 Entscheidend ist, dass der EFTA-Gerichtshof in seinem Grund-
satzurteil vom 10. Dezember 1998 in der Rs. E-9/97 Sveinbjörnsdóttir
entschieden hat, das Prinzip der Staatshaftung sei Teil des EWR-
Rechts.42 Die Voraussetzungen für die Verantwortlichkeit des Staates im
konkreten Fall sind dieselben wie im Unionsrecht: Verstoss eines mit-
gliedstaatlichen Organs gegen eine Norm des EWR-Rechts, welche dem
Einzelnen Rechte verleihen will, hinreichende Qualifiziertheit des Ver-
stosses, Kausalzusammenhang zwischen dem Verstoss und dem Scha-
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